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Die Freiheitsstatue
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Schillerdenkmal gelegt. Ein historischerMoment. SEITE 28

Die StZ stellt sich vor

ThomasDurchdenwald beschäftigt sich in
der Lokalredaktion vorrangigmit Themen,
die an der Schnittstelle zwischen der Stadt
Stuttgart und den umliegenden Kreisen
spielen – und somit der Lebenswirklichkeit
vielerMenschen entsprechen, deren be-
ruflicher und privaterWirkungskreis nicht
anMarkungsgrenzen endet. Das gilt auch
für ihn: Er wohnt in Esslingen, arbeitet in

Stuttgart und verbringt seine Freizeit in der Region. Dud, Jahrgang
1956, volontierte bei der Eßlinger Zeitung in der Sportredaktion
und lernte bei deren Schwesterblatt Cannstatter/Untertürkhei-
mer Zeitung den Lokaljournalismus von der Pike auf, ehe er 1990
zur Stuttgarter Zeitungwechselte. Er war im Lokalressort, im in-
nenpolitischen Ressort und als landespolitischer Chefkorrespon-
dent tätig, Von 2006 bis 2012 leitete er das Regionalressort.

Thomas Durchdenwald, Lokales (dud)
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eindrucksvoller. Mappus’ geflügeltes
Wort vom Dezember 2010, die schwä-
bische Hausfrau werde über den
EnBW-Deal begeistert sein, sei damit
endgültig widerlegt. „Jede schwäbi-
sche Hausfrau kann besser mit Geld
umgehen als die damalige CDU-Lan-
desregierung“, folgerte Sascha Binder.

Kurz nach der Pressekonferenz von
Grünen und Roten hatte zwei Stock-
werke höher der CDU-Obmann Ale-
xander Throm die undankbare Aufga-
be, das Ergebnis des Gutachtens zu
kommentieren. Der sonst eloquente
Rechtsanwalt hielt sich weitgehend an
den Text der zuvor verbreiteten
schriftlichen Erklärung. Man sei „be-
stürzt“ vom Ergebnis Ballwiesers und
nehme es „sehr ernst“, bekundete
Throm darin. Schließlich handele es
sich um die erste Bewertung, die auch
auf unternehmensinterne Daten ge-
stützt sei. „Dringender Erklärungsbe-
darf“ bestehe nun für die damaligen
Berater des Landes, die Investment-
bank Morgan Stanley und die Groß-
kanzlei Gleiss Lutz. Wenn es bei diesen
zu „gravierenden Pflichtverletzun-
gen“ gekommen sei, so Throm, dann
müsse das Land sie zur Rechenschaft
ziehen – mit einer Millionenklage.

Auch einen weiteren möglichen Schul-
digen hatte der CDU-Obmann bereits
identifiziert: die EdF, deren Bilanzen
womöglich nicht besonders verläss-
lich gewesen seien. „Eine derartige
Diskrepanz zwischen Buchwert und
tatsächlichem Wert dürfte es nicht ge-
ben.“ Die Schiedsklage des Landes
gegen die Franzosen sehe er nun „in
einem neuen Licht“, bekundete
Throm. Ihre Dauerkritik an dem Vor-
gehen der Regierung dürfte die CDU
nun also, wie von Grünen und SPD ge-
fordert, einstellen.

Ansonsten kam Throm Selbstkritik
nur sparsam über die Lippen. Wie weit
es eigentlich mit der Wirtschaftskom-
petenz des amtierenden Landesvorsit-
zenden Thomas Strobl her sei, der den
EnBW-Deal als Mappus’ Generalse-
kretär wie alle anderen Parteioberen
uneingeschränkt bejubelt hatte? Das
müsste der Heilbronner Abgeordnete
beurteilen können, schließlich ist er
mit Strobl seit Jahren in der gleichen
Anwaltskanzlei tätig. Doch er wich der
Frage aus: das Vorgehen des Ex-Minis-
terpräsidenten am Landtag vorbei ha-
be man schon länger kritisiert.

Nur zwei CDU-Leute zeigten sich
am Donnerstag nicht reumütig oder
zumindest zerknirscht, sondern em-
pört: Stefan Mappus und Dirk Notheis.
Über ihre Anwälte ließen die beiden
Freunde scharf gegen den Gutachter
der Staatsanwaltschaft schießen. „Mit
Erstaunen und Befremden“ habe man
die Expertise zur Kenntnis genom-
men, die „in einer Reihe von Punkten
den Anforderungen an ein neutrales
Gutachten nicht gerecht wird“, ver-
kündeten Mappus’ Rechtsvertreter. So
verschweige Ballwieser, warum er ge-
rade die eine Berechnungsmethode
gewählt habe und zu welchen Ergeb-
nissen andere geführt hätten. Zudem
sei der Unternehmenswert nicht zum
6., sondern zum 31. Dezember 2010 er-
mittelt worden, behaupten sie. Noch
deutlicher wurde Notheis’ Verteidiger:
„Einseitig, fehlerhaft und methodisch
unzureichend“ sei die Expertise. So-
dann verwies er auf ein vorsorglich in
Auftrag gegebenes eigenes Gutachten
eines Basler Professors. Dessen Analy-
se basiere auf fünf Methoden. Das Er-
gebnis: der für die Aktien bezahlte
Preis sei „angemessen“.

D
er SPD-Obmann im EnBW-
Ausschuss, Sascha Binder,
wich der Frage geschickt aus:

Ob er als Rechtsanwalt schon einmal
von einem Urteil wegen Untreue in
dreistelliger Millionenhöhe gehört ha-
be, bei dem etwas anderes als eine
Haftstrafe verhängt worden sei? Auch
ganz abstrakt wollte sich Binder dazu
nicht äußern; es stehe ihm nicht zu,
der Staatsanwaltschaft oder dem Ge-
richt Ratschläge zu erteilen.

Auf eine Relation wolle er aber doch
hinweisen: derzeit laufe ein Prozess
wegen gut 700 Euro – eine Anspielung
auf das Verfahren gegen Ex-Bundes-
präsident Christian Wulff (CDU) in
Hannover. Da seien die 780 Millionen
Euro, die Ex-Ministerpräsident Stefan
Mappus (CDU) dem Gutachten der
Staatsanwaltschaft zufolge für die
EnBW zu viel gezahlt haben soll, doch
eine etwas andere Dimension. Damit,
spöttelte Binder, habe es Mappus doch
noch „dorthin gebracht, wo er immer
hinwollte: in die Champions League“.

Einmal in Fahrt, legte der Sozialde-
mokrat nach. Mit 780 Millionen Euro,
rechnete er vor, hätte man viel Sinn-
volles anfangen können: das Geld hät-
te ein Jahr lang für 14 000 Lehrerstel-
len oder in fünf Jahren für 123 Stra-
ßenbaumaßnahmen gereicht – alles
Bereiche, die unter arger Finanznot
leiden. So werde der Schaden begreif-
lich, den Mappus samt seiner Partei
dem Land zugefügt habe. Binders Fa-
zit: für ihn zeige das Gutachten, „dass
die CDU nicht mit Geld umgehen
kann“, und mit ihrer Wirtschaftskom-
petenz sei es auch nicht weit her.

Etwas weniger genüsslich, aber genau-
so zufrieden hatte zuvor der Grünen-
Obmann Hans-Ulrich Sckerl die
„wichtige Zahl“ kommentiert. Die Re-
gierungsfraktionen könnten sich in
ihrem Kurs „in vollem Umfang“ bestä-
tigt sehen – bei der Aufklärungsarbeit
im EnBW-Ausschuss ebenso wie in der
Schiedsklage gegen die Électricité de
France (EdF). Über mögliche Folgen
für Mappus wollte auch Sckerl nicht
spekulieren; das Gutachten bedeute
für ihn „ganz sicher nicht Entlastung“.
Aber in der Verantwortung sei nicht
nur Mappus, sondern „die CDU insge-
samt“, folgerte der Grüne. Die dürfe
jetzt nicht nur „Bestürzung“ über die
mutmaßlich zu viel gezahlten Millio-
nen äußern, sondern müsse sich mit
einer „klaren Erklärung“ an die Bürger
Baden-Württembergs wenden.

Die Nachricht, die Grüne und Rote
derart erfreut kommentierten, kam
um 10 Uhr und umfasste gerade mal
eine halbe Seite. In dürren Worten
teilte die Staatsanwaltschaft mit, dass
das mit Spannung erwartete Gutach-
ten des Münchner Professors Wolf-
gang Ballwieser vorliege. Die Frage,
wie viel die vom Land für 41,50 Euro je
Stück erworbenen EnBW-Aktien beim
Vertragsabschluss am 6. Dezember
2010 wert waren, hatte er klar beant-
wortet: 34,58 Euro. Dann folgte der
entscheidende Satz der Pressemittei-
lung: „Aufgrund der Einschätzung des
Sachverständigen besteht damit eine
Differenz von 778 621 577,78 Euro
zwischen dem vereinbarten Kaufpreis
und dem Wert der gekauften Aktien.“
Das Gutachten werde nun dem Unter-
suchungsausschuss übersandt, die
Staatsanwaltschaft selbst werde es „in
den nächsten Monaten auswerten“
und in die strafrechtliche Beurteilung
einbeziehen, die „noch von anderen
Faktoren“ abhänge. Eher beiläufig
räumten die Ermittler so ein, dass es

Zweifel am Paketzuschlag

F
ranz Untersteller (Grüne) zeigt sich wenig
überrascht. Fast 780 Millionen Euro zu viel
solle Stefan Mappus für die EnBW gezahlt ha-

ben? Das liege nahe bei jenen 800 Millionen Euro,
die er als Zeuge im Untersuchungsausschuss ge-
nannt habe, erinnert der Umweltminister. Nicht erst
jetzt, sondern schon viel früher sei ihm klar gewesen,
wie überteuert Mappus die Aktien erworben habe.
Alles auf die Folgen des Reaktorunglücks von Fuku-
shima zu schieben, wie es die CDU tue, greife zu kurz:
Schon vor der Katastrophe in Japan hätten sich die
Aussichten für die Atomkonzerne deutlich verdüs-
tert – etwa durch die Belastungen
durch die Brennelementesteuer.

Ähnlich kritisch wie der Grüne hatte
einst ein CDU-Abgeordneter den
EnBW-Deal beurteilt. Wirtschaftlicher
„Wahnsinn“ sei es, was Mappus da mit
seinem Freund Dirk Notheis ausgeheckt habe, be-
kundete er hinter vorgehaltener Hand – ebenfalls
lange vor Fukushima. Anders als Untersteller behielt
er das Urteil aber für sich. Mehr noch: nach außen
vertrat er den Coup seines Ministerpräsidenten als
famoses Geschäft. Es waren schließlich Wahlkampf-
zeiten, da verbot sich Kritik am eigenen Spitzen-
mann von selbst.

Vieles hatte die – offenen und heimlichen – Kriti-
ker am Preis von 4,67 Milliarden Euro irritiert, den

Mappus für gut 45 Prozent der EnBW-Aktien zahlte,
aber eines ganz besonders: der sogenannte Paket-
aufschlag. Zwischen 15 und 18 Prozent über
dem aktuellen Aktienkurs – je nach Berech-

nung – hatte der Ministerpräsi-
dent den Franzosen geboten.
Ein solcher Aufschlag ist durch-
aus üblich, wenn größere An-
teilspakete den Besitzer wech-
seln; sie bieten schließlich mehr

Einfluss als einzelne Papiere.
Doch nicht nur der Landesrechnungshof

hegte Zweifel, ob eine solche „Kontrollprämie“ in
diesem Fall angebracht gewesen sei. Der Top-
manager und heutige Chef von Süd-
westmetall, Stefan Wolf, hätte sogar
einen Abschlag zu erzielen versucht:
An der Börse hätten die Franzosen
die Aktien nur peu à peu loswerden
können, weil der Kurs beim Verkauf

auf einen Schlag „komplett zusammengebrochen“
wäre, erläuterte der CDU-Mann Wolf zum Ärger von
Parteifreunden. Den konzernintern umstrittenen
Verkauf hatte der Chef der Électricité de France,
Henri Proglio, übrigens auch mit den verschlech-
terten energiepolitischen Rahmenbedingungen in
Deutschland begründet.

Vom Paketzuschlag ist in der Mitteilung der
Staatsanwaltschaft zwar nicht die Rede, aber der Be-

trag, der nach Ansicht des Gutachters zu viel be-
zahlt wurde, entspricht ziemlich genau der

Dreingabe auf den Tageskurs. Prompt
monierten Mappus’ Anwälte, der Exper-
te habe übersehen, „dass ein Paketzu-
schlag anzusetzen wäre“. Etwas anders
argumentierte der vom Investment-
banker Dirk Notheis ins Feld geführte
Sachverständige: Schon ohne Paketzu-

schlag wäre der Kaufpreis angemessen
gewesen – und mit erst recht.

Expertise Kritiker haben den EnBW-Deal
schon früh für fragwürdig gehalten. Das
Gutachten für die Justiz bestätigt nun
ihre Bedenken. Von Andreas Müller

DieRegierungsfraktionen sehen
sich „in vollemUmfang“ bestätigt

DerCDU-Obmann sucht die
Schuld bei anderen

Der Deal wurde
als famoses
Geschäft verkauft.

StrafeDemEx-Minister-
präsidenten StefanMap-
pus könnte in der EnBW-
Affäre eine Verurteilung
wegenUntreue zu Lasten
des Landes blühen. Dabei
könnte ermit einer Geld-
strafe oder einer Freiheits-
strafe von bis zu fünf Jah-
ren bestraft werden. Im be-
sonders schweren Fall
wegen eines großenVer-
mögensschadens kommt
nur eine Freiheitsstrafe von
sechsMonaten bis zu zehn
Jahren in Betracht.

VorsatzUmden Straftat-
bestand der Untreue zu er-
füllen, muss demBeschul-
digten aber nicht nur der
Vermögensschaden nach-
gewiesenwerden. Der An-
geklagtemuss auchmit
Vorsatz oder bedingtem
Vorsatz gehandelt haben –
eine „fahrlässige“ Untreue
gibt es nicht. BeimVorsatz
muss der Beschuldigte den
Schadenwillentlich herbei-
geführt, beim bedingten
Vorsatz nur in Kauf ge-
nommen haben.

WiderklageDer Pariser
Energiekonzern Électricité
de France (EdF), den das
Land Baden-Württemberg
wegen des Schadens durch
den EnBW-Deal verklagte,
wehrt sich seit Juli dieses
Jahresmit einer sogenann-
tenWiderklage vor dem
Schiedsgericht der Inter-
nationalenHandelskam-
mer. Nach Informationen
der Stuttgarter Zeitung
fordert die EdF vom Land
Schadenersatz in Höhe
von 20 Millionen Euro. dpa

DER TATBESTAND DER UNTREUE

Kein schwäbischer
Hausmann

Affäre Das Gutachten der Staatsanwaltschaft zum
EnBW-Deal von Stefan Mappus lässt an Deutlichkeit
nichts zu wünschen übrig. Mit den geflügelten Worten
des Ex-Ministerpräsidenten kommen seine Verteidiger
jetzt jedenfalls nicht mehr weit. Von Andreas Müller

Tagesthema

mit dem ursprünglich zum Jahresende
angepeilten Abschluss des Verfahrens
nichts mehr werde.

Mappus hat fast 780 Millionen
Euro zu viel bezahlt – in dieser Deut-
lichkeit hatten das nur die Optimisten
im Regierungslager erwartet. Andere
grün-rote Strategen hatten eher für

den Fall vorgebaut, dass Ballwiesers
Urteil diffus ausfalle. Er sei ja gehal-
ten, nach dem Grundsatz „in dubio pro
reo“ (im Zweifel für den Angeklagten)
die für Mappus günstigste Bewer-
tungsmethode anzuwenden, hieß es
stets. Wenn selbst diese zu einem sol-
chen Ergebnis komme, sei das umso
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